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Stadtentwicklung 
zwischen Wachsen und Schrumpfen –
zwei unterschiedliche, gleichwohl bislang ungelöste 
Herausforderungen
Jens S. Dangschat, TU Wien, ISRA

1. Im Mittelpunkt politischen Interesses

Über Städte wird seit einigen Jahren wieder sehr positiv
geurteilt, nachdem lange aufgrund wachsender sozialer,
ökologischer und fiskalischer Probleme in (Groß-)Städten
das Thema „Stadt“ eher gemieden wurde. Städte gelten viel-
mehr wieder als Ort des Wachstums, der Zukunft, der Inno-
vation; sie werden als „Lokomotiven“ der Wirtschaftsent-
wicklung, aber auch als Ort der unmittelbaren Umsetzung
demokratischer Vorstellungen gesehen. Städte stehen
zudem seit über 15 Jahren im Mittelpunkt der Aufmerksam-
keit internationaler Politik, denn in der Nachhaltigkeits-
agenda 21 wurde im § 29 den Städten eine entscheidende
Rolle bei der Umsetzung der damals noch belächelten 
Nachhaltigkeitsziele innerhalb der Lokalen Agenda 21 zu -
gesprochen. Schließlich setzt die EU bei ihrem ehrgeizigen
Ziel des Lissabon-Vertrages, die wettbewerbs fähigste, zu-
gleich nachhaltigste Großregion der globalen Triade zu wer-
den, vor allem auf die Städte resp. die Großstadtregionen
(Metropolregion).

Städte rückten jedoch auch wegen der Notwendigkeiten,
sich den schwerwiegenden ökonomischen (Polarisierung der
Wettbewerbspositionen), demografischen (Überalterung,
Wachstum und Schrumpfen), sozialen (sozialer Zusammen-
halt) und ökologischen Herausforderungen (globale Erwär-
mung) zu stellen, in den Mittelpunkt des politischen
Interesses in Europa (vgl. Antalovsky et al. 2005). Mit der
URBAN-Initiative engagierte sich die EU erstmals auch in
ökonomisch prosperierenden Städten, um die räumliche
Konzentration sozialer Problematik zu bekämpfen – es folg-
ten Ausweitungen im Rahmen der vier Strukturfonds, der
drei Zielgebiete und der Gemeinschaftsinitiativen.

Schließlich ist in der Urbanistik-Literatur zunehmend von
der Renaissance einzelner (Innen-)Städte die Rede 
(vgl. Geppert & Gornik 2003, Läpple 2003, Brühl et al.
2006, Dangschat 2007a), was mehr ist als nur eine Hoff-
nung auf neues Wachstum, denn dies sind die Orte des neuen
wirtschaftlichen Wachstums im Übergang zur sogenannten
„wissensbasierten Dienstleistungsgesellschaft“, Orte neuer
zivilgesellschaftlicher Formen der Selbstorganisation und
Orte der Sichtbarkeit des „ermöglichenden Staates“.

Die Thematisierung der „neuen Attraktivität“ von Städten
erhielt besondere Nahrung, seit im Jahr 2008 Statistiken

verdeutlichten, dass zum ersten Mal in der Menschheitsge-
schichte weltweit mehr Menschen innerhalb von Städten 
als auf dem Land leben. Diese dahinterstehende massive
Wachstumstendenz ist jedoch kein europäisches Phänomen,
sondern findet in den explodierenden Großstädten in den
‚emerging market‘-Gebieten statt. Sie sind dort zudem mit
Ambivalenzen verbunden, weil mit dem Wachstum massive
soziale und ökologische Probleme sowie Probleme der Steue-
 rung der Siedlungsentwicklung in einem Ausmaß verbunden
sind, wie Europäer es vergleichbar allenfalls während der
Industrialisierung in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts kennengelernt haben.

In Europa ist die Tendenz eines Stadtwachstums vielmehr
eher gegenläufig, denn die Wohnbevölkerung und die Ar-
beitsplätze der Kernstädte nehmen zum einen tendenziell
eher zugunsten eines sich emanzipierenden Umlandes ab
(vgl. Brake et al. 2001b, Sieverts 2003) resp. verlieren erst
an Wirtschaftskraft, dann an Bevölkerung als Folge nationa-
ler, kontinentaler und globaler Peripherisierung (vgl. Krätke
1995, Aring & Herfert 2001, Champion 2001, Siebel 2003).
Zudem sollte man die weltweite Verstädterung nicht als ein-
deutigen Hinweis auf eine „neue Urbanität“ nehmen, denn
nicht alles, was sich statistisch „Stadt“ nennt, kann auch als
„urban“ bezeichnet werden.

2. Städte zwischen Wachsen & Schrumpfen / 
Wohlstand & Armut

Die Städte waren also seit den 1980er-Jahren aufgrund der
massiven De-Industrialisierung auch in den Negativschlag-
zeilen: Arbeitslosigkeit, Armut, Kriminalität, fiskalische
Engpässe, daraus erwachsend zunehmende Probleme mit
der Integration von Zugewanderten und schließlich ein im
Rahmen der Subsidiarität überforderter „lokaler Staat“ 
(vgl. Heitmeyer et al. 1998). Die politisch-administrativen
Systeme der Städte sehen sich einerseits zunehmend in die
Rolle des „unternehmerischen Staates“ gedrängt, anderer-
seits versuchen sich gerade ökonomisch wettbewerbsfähige
Großstädte aus ihrer nationalen Einbindung zu lösen (bei-
spielsweise London, Mailand, München); sie sollen und 
wollen wachsen, sie sollen und wollen effizienter werden
und sie sollten kooperieren, um in der Verdrängungskon-
kurrenz besser überstehen zu können (co-operation + com-
petition = co-opetition).
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Diese Großstädte sind zudem die Orte, an denen die Globali-
sierung „gemacht“ und sichtbar wird; dadurch sind sie aber
zugleich auch die Heimat sowohl der Globalisierungsgewin-
ner als auch der -verlierer (vgl. Esser & Hirsch 1994). 
In diesem Zuge verstärkten sich die sozioökonomischen 
Un gleich heiten, und die Segregation nahm (wieder) zu. Von
diesen Prozessen sind jedoch nicht nur wirtschaftliche Pro-
zesse von Wachstum, Schrumpfen und Umstrukturierung
und in unmittelbarer Folge Wohlstand und Verarmung be-
troffen, sondern auch soziodemografische und sozio-
kulturelle wie veränderte Wertemuster und Lebensstile 
(vgl. Noller 1999, Dangschat 2005).

Erst in den letzten Jahren ist das politisch-administrative
System auf den Überalterungsprozess aufmerksam gewor-
den, obwohl dieser in der Fachwelt bereits seit mehr als 
25 Jahren diskutiert wird. Hinter der „Überalterung“ stehen
drei wichtige Teilprozesse: der beständige Rückgang der 
Geburtenrate, der seit ca. 80 Jahren besteht (Unterjün-
gung), sowie ein Anstieg der Lebenserwartung, der die 
gesamte industrielle Modernisierung umfasst und bis heute
anhält. Schließlich – und hier gibt es enge Bezüge zur Wirt-
schaftsentwicklung – kommen als dritter Faktor die sozial
selektiven Abwanderungen hinzu – ins Umland der Städte
(Suburbanisierung = Verlust von Steuer- und Kaufkraft in
den Kernstädten), aber auch aus der Region heraus (‚brain
drain‘ – Verlust junger, beruflich qualifizierter Menschen)
(vgl. Champion 2001).

Österreich ist im europäischen Vergleich in einer eher 
güns tigen Situation. „Noch“, muss man wahrscheinlich
sagen, weil die auslösenden Faktoren hierzulande etwas 
später wirksam werden als im restlichen Westeuropa. 
Dennoch zeigt die Bevölkerungsentwicklung in Österreich
bereits eine deutliche polarisierende Tendenz auf verschie-
denen Ebenen. Auf der Ebene der Bundesländer „wandert“
die Überalterung von Ost nach West; parallel dazu kommt
es zu Bevölkerungsverlusten, wobei die Steiermark bereits
jetzt und im nächsten Jahrzehnt am stärksten hiervon 
betroffen ist, dann aber den „Wanderpokal“ an das Land
Salzburg, dann Tirol und schließlich Vorarlberg (in ca. 
25 Jahren) weitergeben wird. Wien wird in diesem Zeitraum
vom ältesten zum jüngsten Bundesland, weil die Stadt auf-
grund der Ausbildungs- und Arbeitsmarktsituation mit
einem beständigen Zustrom an jungen Menschen aus den
Bundesländern und dem Ausland rechnen kann, während
bereits jetzt die ehemaligen WienerInnen im niederösterrei-
chischen Umland von Wien altern (s. Karte 1).

Die Großstadtregionen weisen jedoch einen oftmals gegen-
läufigen Trend zu „ihren“ Bundesländern auf. Sie wachsen,
allerdings verliert häufig die Kernstadt (noch) zugunsten 
des suburbanen Umlandes; größere Gemeinden in diesen
„Speckgürteln“ verlieren ihrerseits bereits BewohnerInnen
an deren Umland – allerdings meist noch innerhalb der 
Agglomerationen (s. Karte 2). Die Peripherien der jeweiligen
Bundesländer werden jedoch absehbar dauerhaft überaltern
und weiter an Wohnbevölkerung verlieren, was sich in den

Karte 1: Bevölkerungsentwicklung 1991 bis 2001, nach Gemeinden

Quelle: ÖROK 2004: 16
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Karte 2: Bevölkerungsentwicklung bis 2031, Hauptszenario

gegenwärtig überalternden Bundesländern Nieder öster-
reich, Burgenland und Steiermark besonders negativ aus-
wirkt.

Damit wird sich die Konzentration der Erwerbsbevölkerung
dramatisch in die – meist suburbanen Räume – der Groß-
stadtregionen verlagern (s. Karte 3) – der Westen Öster-
reichs bleibt aufgrund der noch immer jungen Durch- 
schnittsbevölkerung von diesen intraregionalen Polarisie-
rungen bis 2031 vorerst noch weitgehend verschont.

Die Ungleichheitsmuster der demografischen und der 
sozioökonomischen Entwicklungen entstehen also parallel,
sich einander bedingend, aber sie entstehen zudem auf ver-
schiedenen räumlichen Ebenen:

• Der globalen Ebene, wo sich die Nord-Süd-Gegensätze
verschärfen, weil die Gebiete außerhalb der Triade zu-
mindest gegenwärtig nahezu bedeutungslos für Interes-
sen der Kapitalverwertung sind.

• Der nationalen Ebene; betrachtet man Europa, so lässt
sich in den letzten Jahrzehnten eine Annäherung der
Wirtschaftskraft der Nationalstaaten feststellen; insbe-
sondere die Länder Mittel- und Osteuropas haben seit
Mitte der 1990er-Jahre deutlich aufgeholt.

• Die regionale Ebene; hier lassen sich vermutlich in allen
europäischen Ländern (wieder) wachsende Disparitäten

nachweisen – gerade die Länder, die auf nationaler Ebene
große Fortschritte gemacht haben, zeigen die größten
Diskrepanzen zwischen den NUTS2- und NUTS3-Gebie-
ten (vgl. Kramar 2006). Dieses ist aus meiner Sicht kein
Paradoxon, sondern eine logische Folge dessen, wie der
nationale Wirtschaftserfolg erzielt wurde und wird. Auch
zwischen den Städten vergrößern sich die Abstände.

• Schaut man auf die lokale und kleinregionale Ebene, in
Großstädten auf die einzelnen Bezirke resp. Stadtteile,
sind auch hier wachsende Diskrepanzen feststellbar –
auch hier gibt es die Orte der Gewinner und Orte der Ver-
lierer der Modernisierungsprozesse. Erneut sind es dieje-
nigen Städte, die am erfolgreichsten im wirtschaftlichen
Wettbewerb stehen, die die größten Diskrepanzen hin-
sichtlich der Wohlstands- und Armutsentwicklung haben,
was sich in den Städten als zunehmend verschärftes Se-
gregationsmuster1 zeigt (vgl. Mayer 1994, Dangschat
1999, 2007b, Anderson & van Kempen 2001).

1 Wien wird als Ausnahme ein gegenläufiges Bild liefern: Durch
die erzwungene Öffnung des Gemeindewohnungsbaus auch für
Nicht-EU-BürgerInnen schwächt sich der Segregationsindex
der Stadt ab – dennoch, besser gesagt: deswegen sind die Be-
wohnerInnen bei ihrer Integrationsarbeit im Gemeindewoh-
nungsbau häufig überfordert, d. h. auch bei abnehmender
Segregation kann es zu vermehrten sozialen Problemen kommen
(vgl. zu den „überforderten Nachbarschaften“ empirica 1997).

Quelle: ÖROK 2004: 16
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Karte 3: Entwicklung der Zahl der Erwerbspersonen 2001 bis 2031, nach politischen Bezirken, 
gemäß Trendszenario

Quelle: ÖROK 2004: 112
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Die Prozesse ökonomischen Auseinanderdriftens auf den
verschiedenen Maßstabsebenen stehen im engen, sich ge-
genseitig verstärkenden Zusammenhang mit der Bevölke-
rungsentwicklung, woraus dann „Abwärtsspiralen“ ent -
stehen, die sich nur schwierig aufhalten lassen (vgl. Hanne-
mann & Läpple 2004, Höferl & Jelinek 2007). Dass sich das
Auseinanderdriften der Einwohnerzahlen klar in Wande-
rungstrends zeigen lässt, kann daran verdeutlicht werden,
dass die Wachstumsregionen zulasten der Peripherien 
größer werden. Wenn das Ganze mehr oder weniger ein
Nullsummenspiel ist und die strukturschwachen Regionen
kaum eine Chance haben, sich zur Wehr zu setzen, können
erste Zweifel darüber kommen, ob diese – meist von der 
EU resp. den europäischen Nationalstaaten geförderten –
Strategien sinnvoll oder gar nachhaltig sind.

3. Wachstum und Wettbewerb im Widerspruch 
zu sozialem Zusammenhalt

Das Wirtschaftswachstum – in der Charta von Lissabon
noch der sozialen Kohäsion und der ökologisch sensitiven
Entwicklung gleichgesetzt – hat aufgrund der Konkurrenz
um Auslandsdirektinvestitionen, der Bewertung der soge-
nannten Wachstumsbranchen und der aufkommenden und
sich gegenwärtig mit voller Wucht entfaltenden Wirtschafts-
krise deutlich an Bedeutung gewonnen.

Die Art, wie jedoch in den vergangenen Jahren Wirtschafts-
wachstum und Wettbewerbsfähigkeit hergestellt, abgesi-
chert und ausgebaut wurde, erzeugte wachsende ökono-
mische Diskrepanzen zwischen Gebietskörperschaften auf
allen Maßstabsebenen, zwischen Wirtschaftsbranchen und
sozialen Gruppen – also das Gegenteil von dem, was in der
EU-Rhetorik unter ‚social cohesion‘ resp. unter „gleich-
wertigen Lebensbedingungen“ verstanden wird. Das hat
zum einen betriebswirtschaftliche Gründe, denn um die 
Ertragslage zu verbessern, werden u. a. MitarbeiterInnen
über Rationalisierungen freigesetzt oder aber es werden Be-
triebsstandorte in solche Regionen verlagert, in denen die
Lohnstückkosten deutlich niedriger sind – insbesondere
dann, wenn die Betriebsverlagerung auch noch von der EU
gefördert wird. Hier wirkt sich aus, dass die Globalisierung
auch dazu geführt hat, dass früher stärker abgeschottete
branchenspezifische Märkte insbesondere gegenüber den 
Finanzkapitalmärkten durchlässiger geworden sind. 
Damit verstärkt sich die Orientierung an ‚shareholder 
values‘.

Aber auch die Gebietskörperschaften lassen sich immer 
stärker in die Verdrängungskonkurrenz ziehen resp. sie 
betreiben diese offensiv – das gilt insbesondere für die wett-
bewerbsfähigen Stadtregionen. Damit sind neben der Hoff-
nung auf wirtschaftliche Erfolge sowie der Stabilisierung
oder Ausweitung des Arbeitsmarktes jedoch eine Reihe von
Risiken verbunden:

• Die Forcierung der Modernisierung des Arbeitsmarktes
zieht eine verstärkte Spreizung des Lohnniveaus nach
sich2, was insbesondere bedeutet, dass auch die Zahl 

der sogenannten ‚Mac jobs‘ (auf niedrigem Stundensatz
und mit flexiblem Kündigungsschutz) zunimmt.

• Die Forcierung bedeutet aber auch, dass traditionell for-
distische Arbeitsplätze in der Produktion und der Dienst-
leistung durch Rationalisierung wegfallen resp. an Orte
mit niedrigeren Lohnnebenkosten verlagert werden3 – 
im Fall von Wien bietet das nur ca. 50 km entfernte 
Bratis lava eine geeignete Alternative.

• Die sozioökonomischen Polarisierungen und die sozio-
kulturellen Differenzierungen führen zu spezifischen 
Mustern sozialer Segregation mit spezifischen Konzentra-
tionen; so entstehen zunehmend Armutsgebiete, Gebiete
der Gentrification, Siedlungen des Themenwohnens bis
hin zu ‚gated communities‘ (vgl. Dangschat 2007b,
2007c).

• Eine zunehmende und zunehmend sichtbar werdende
Armut wird, so lange es geht, negiert und allenfalls in
ihrer Erscheinungsform, also am Ort des Auftretens, 
mit neuen kriminologischen Strategien „bekämpft“ 
(vgl. Dangschat 2009).

• Neben der Entwicklung der großstädtischen Arbeits-
märkte verändert sich jedoch auch die kommunale Poli-
tik. Sie orientiert sich verstärkt auf Wachstumsmärkte,
wird unternehmerischer (vgl. Harvey 1989), bemüht sich
um eigenständige „Außenpolitik“ und distanziert sich zu-
nehmend von nationalen Solidaritätsmodellen. Die Folge
sind im Rahmen der ‚new public management‘ das ‚out-
sorcen‘ kommunaler Dienstleistungen, die Zunahme von
ppp-Modellen, eine Privatisierung und Kommerzialisie-
rung des öffentlichen Raumes (auch als BID-Modell),
aber auch die Notwendigkeit, die Extreme der sozial-
räumlichen Polarisierung zu bearbeiten4.

• Schließlich sollten auch die aktuellen Aufwertungen der
öffentlichen Räume kritisch betrachtet werden sowie die

2 Man kann grob sagen, dass jeder weitere Arbeitsplatz im hoch-
qualifizierten Sektor etwa zwei zusätzliche Arbeitsplätze mit
niedrigen Qualifikationen bedeutet (unternehmensbezogene
Dienstleistungen des Versorgens, Bewachens, Reinigens); hinzu
kommen aufgrund einer steigenden Erwerbsbeteiligung von
Frauen und der Veränderungen der Haushaltsstrukturen 
(Zunahme von Alleinerziehenden und Einpersonenhaushalten)
eine zusätzliche Erweiterung der haushaltsbezogenen Dienst-
leistungen – in diesen Segmenten ist der Anteil an prekären 
Beschäftigungsverhältnissen deutlich angestiegen.

3 Daher übersteigt seit dem Beginn der 1990er-Jahre die Arbeits-
losigkeitsziffer in den Großstädten die der Nationalstaaten.

4 Hierzu gehören die mittlerweile europaweit verbreiteten An-
sätze des Quartiersmanagements (vgl. Alisch & Dangschat
1998), Ansätze für ‚housing improvement districts‘ (HID) resp.
die Diskussion um die „Stadtrendite“, d. h. die geldwerten Vor-
teile, die durch integrative Maßnahmen der Wohnungsunter-
nehmen erzielt werden (vgl. Spars et al. 2008).
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Stadtgebiete, die in den ehemaligen ‚brownfields‘ entste-
hen (Hafencity in Hamburg, wie auch andere ‚waterfront‘-
Entwicklungen seit den 1980er-Jahren; die Besiedlung
ehemaliger Bahngelände wie beispielsweise in München
und Berlin oder im Europaviertel in Frankfurt am Main).

Eine der sowohl in der wissenschaftlichen Literatur der 
Verwaltungsmodernisierung als auch in der politischen 
Praxis besonders geförderte Strategie ist die der Agglomera-
 tion(svor teile). Wie eine ESPON-Studie für alle EU-Mit-
gliedsländer gezeigt hat, gibt es zwischen dem Agglomera -
tionsgrad und der Steigerung der Wirtschaftskraft (gemes-
sen in BIP) einen positiven Zusammenhang, jedoch einen
deutlich negativen mit dem gesellschaftlichen Zusammen-
halt und mit dem Schutz der Umwelt (vgl. ESPON 2004: 
80–84). Damit ist deutlich gezeigt, dass wirtschaftliches
Wachstum in der gegenwärtigen Regulationsweise nicht
nachhaltig, sondern im Gegenteil zu den sozialen und ökolo-
gischen Zielen im deutlichen Widerspruch steht. EU-Politi-
ken haben insbesondere aufgrund ihrer Anreizsysteme vor
allem in den neuen Mitgliedsstaaten die nichtnachhaltigen
Trends deutlich verstärkt.

Aufgrund der aktuellen Verunsicherungen wird jedoch
selbst in den USA und in Großbritannien erneut eine keyne-
sianische Politik eingeschlagen. Inwieweit „der Staat“ jedoch
lediglich im Sinne einer „Feuerwehrpolitik“ auftritt und ins-
besondere den Finanzsektor und die Automobilindustrie
stützt sowie das Bau- und Bauausbaugewerbe über Aufträge
der öffentlichen Hände belebt oder aber ein erneuter Um-
schwung staatlicher Regulationsweise eingeleitet werden
wird, ist gegenwärtig noch offen und zwischen den politi-
schen Parteien sowie den Interessenverbänden heftig um-
stritten.

4. Wissenschaftliche Politikberatung und Handeln
des politisch-administrativen Systems 
im Widerspruch

Auffällig ist, dass gegenwärtig die wissenschaftliche Politik-
beratung für Städte und Stadtregionen jedweden Typs
neben der Suche nach Alleinstellungsmerkmalen (unique
local proposition) den Gebietskörperschaften gleiche, zu-
mindest aber ähnliche „Patentrezepte“ vorschlägt: Verwal-
tungsmodernisierung (insbesondere Effizienzsteigerung
durch Benchmarking sowie horizontale und vertikale Poli-
tikintegration), das Ansiedeln von ‚creative industries‘, das
Ausschöpfen des ‚local capital‘ durch Vernetzung und Ko-
operation, Partizipation und öffentlich-private Partner-
schaften. Wenn Auslandsdirektinvestitionen, Headquarter
und Hightech-Produktionen unrealistisch sind, so soll ent-
weder „sanfter Tourismus“ auf historischen Erlebnispfaden,
der Wellness-Bereich oder ökologische Landwirtschaft das
Wachstum sichern (vgl. Camagni 1995, Dangschat et al.
2008).

Auffällig ist, dass es ohne Wachstum nicht zu gehen scheint,
dass es keine Modelle für Regionen gibt, die aufgrund der
Steuerung der Siedlungsentwicklung nicht wachsen können

oder aufgrund einer Steuerung der Siedlungsentwicklung
nicht wachsen sollen – auch hier sollen aber die Einnahmen
stimmen und die Bürgermeister wollen wiedergewählt 
werden.

Auffällig ist aber auch, dass seitens der Wissenschaft immer
wieder konstatiert wird, dass den Entscheidungsträgern 
des politisch-administrativen Systems die Übergänge vom
‚government‘ (Regierungshandeln in klar definierten institu-
tionellen Settings) zur ‚governance‘ (flexibles Entschei-
dungshandeln durch eine Reihe von AkteurInnen) schwer
fallen, dass sie allenfalls verzögert und nicht ausreichend
konsequent umgesetzt werden (vgl. Parkinson 1998, Dang-
schat 2006). Aber: Warum ist das so? Was sind die „guten
Gründe“ hierfür? Was sind die institutionellen Zwänge, die
dazu führen? – darüber wird kaum geforscht oder auch nur
diskutiert.

Das Problem liegt im eingeschränkten Denken – 
aber Vorsicht vor der Richtung der Öffnung!

In der Politikdebatte wird zunehmend davon ausgegangen,
neue Formen der Kooperation – zum einen zwischen den
Gebietskörperschaften resp. innerhalb der Städte zwischen
den Verwaltungsressorts zu bilden (horizontale Politik-
integration) resp. die Zusammenarbeit im Rahmen der 
Subsidiarität über die Ebenen hinweg zu stärken (vertikale
Politikintegration). Diese ‚governance‘-Ansätze spielen 
auch in der aktuellen Raumplanung eine wichtige Rolle 
(vgl. Healey 2002). Diese Aspekte der Verwaltungsmoderni-
sierung gewinnen bisweilen eine Eigendynamik und werden
per se als gut betrachtet – ohne aber auch nur danach zu 
fragen, mit welcher Zielsetzung diese Intensivierungen ein-
gesetzt werden sollen und werden.

Kooperationen zu bilden, ist jedoch nur eine von mehreren
Optionen. Will man sie unterstützen, muss man auch bereit
sein, „heilige Kühe“ zu schlachten: das sicherlich sehr er-
folgreiche föderale System Österreichs des Jahres 1955 auf
den heutigen Prüfstand schicken, die Frage nach der nahezu
unbeschränkten Planungshoheit von Gemeinden stellen und
die „organisierte Unverantwortlichkeit“ der Bundesebene
bei der Raumordnung thematisieren. Ein Beispiel ist, dass
die tägliche Versiegelungsquote durch Siedlungsentwicklung
mit über 20 ha zehnmal höher ist, als in der Österreichi-
schen Nachhaltigkeitsstrategie geplant.

Dass es auch anders geht, zeigt der Blick ins benachbarte
Ausland und sogar in die USA – da wird mit Flächenwid-
mungsrechten zwischen Gebietskörperschaften gehandelt
(CH), da werden Regionalparlamente gegründet (Stuttgart)
resp. geben Großstädte wie Hannover einen großen Teil
ihrer kommunalen Kompetenzen zugunsten einer Region
auf (vgl. Priebs 2004) oder Gemeinden im Umland von
Leipzig schließen sich zu Wirtschaftsgemeinschaften bei der
Gewerbeansiedlung zusammen und investieren und profi-
tieren gemeinsam. In den USA gibt es Fälle, in denen die 
Besiedlungsgrenzen eindeutig festgelegt und streng über-
wacht werden.
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Stärken stärken = in der Sackgasse Gas geben?

Man kann die ganze Sache auch prinzipiell angehen und
darüber nachdenken, warum Gebietskörperschaften zu Un-
ternehmen werden sollen, wie es das ‚territorial cohesion‘-
Konzept vorsieht. Oder: was an Lebensqualität und Vertrau-
en gewonnen wird, wenn man pro-aktiv den ökonomischen
Verdrängungswettbewerb forciert und auf das Heben des
‚territorial capitals‘ setzt (vgl. Camagni 2007). Gibt es eine
Alternative zum raschen und konsequenten Aufspringen auf
den rasch dahinfahrenden Zug der Globalisierung? Was ist
eigentlich gewonnen, wenn alle Städte und Regionen erfolg-
reich kooperieren? Was heißt denn: „Stärken stärken“? 
Wer hat letztendlich etwas davon? Ist es nicht so, dass durch
solche Strategien die ohnehin wachstumsstarken Stadtregio-
nen weiter bevorzugt sind, d. h. „Stärken stärken“ stärkt die
Starken stärker – und schwächt die Schwachen zusätzlich.
Ausdruck dieser Politik ist die Idee, unterhalb der National-
staaten eine Reihe von Metropolregionen zu bilden – in
Österreich wäre das jedoch nur eine, nämlich der Teil Ost-
österreichs, der bereits jetzt Teil der CENTROPE-Region ist. 
In diesen Metropolregionen soll intensiver zusammengear-
beitet werden, soll das ‚territorial capital‘ möglichst intensiv
gehoben werden. Das bedeutet, diese Wachstumsregionen
werden auf sich bezogen sein – sie werden all ihre Kraft,
Ideen und Kapital dazu verwenden, die eigene Region im
Wettbewerb zu den anderen europäischen Metropolregio-
nen günstig zu positionieren.

Die Parallelen zu der Debatte, ob und in welcher Weise
„gleichwertige Lebensverhältnisse“ aufrechterhalten werden
sollen und können, sind offensichtlich. Im Gegensatz zu der
Kohäsionsstrategie auf der Ebene der Nationalstaaten resp.
der EU wird mit der Strategie der Stärkung der Metropol -
 regionen einem Interesse nachgekommen, innerhalb des
Steuerungsbereichs der EU unterschiedliche Produktions -
bedingungen zu etablieren, um die Möglichkeiten der 
horizontalen Desintegration der Wertschöpfungsketten 
innerhalb der EU zu ermöglichen.

Die Einbeziehung der Verantwortung der (lokalen) Ökonomie

Wenn Partizipation auf kommunalpolitischer Ebene oder in
Stadtplanungs-Zusammenhängen diskutiert wird, wird in

der Regel lediglich an die Beteiligung von privaten Haushal-
ten, Vereinen, NGOs oder Interessengruppen gedacht, die
im weitesten Sinne „Sozialarbeit“ erledigen. Häufig wird
hierbei die Lokale Ökonomie übergangen. Wenn sich im
Zuge der Neuorganisation gesellschaftlicher Regulation die
öffentliche Verwaltung und die Gesellschaft neu positionie-
ren soll, so gilt dieses auch für den ökonomischen Sektor.
Hierzu sind innerhalb der EU entsprechende Vorgaben
durch die Verträge von Lissabon und Göteborg gemacht
worden, die sich im Weißbuch „Good Governance“ nieder-
schlagen.

Den Unternehmen wird hierbei eine ‚corporate social respon-
 sibility‘ abverlangt, die in der Regel noch auf der Ebene 
der internationalen Zusammenarbeit gesucht wird. Einen
Perspektivenwechsel stellen in diesem Zusammenhang erste
Projekte dar, in denen die lokal gebundene Ökonomie Ver-
antwortung für den eigenen Standort – sei es auf Agglome-
rationsebene oder auf der Quartiersebene – übernimmt,
indem sie Partnerschaften mit lokalen Institutionen resp.
der öffentlichen Hand eingeht.

Instrumente dieses partnerschaftlichen Wirkens können 
‚social sponsoring‘ (als Geld oder ‚in kind‘-Leistung), ‚social
investment‘ oder andere Formen des zivilgesellschaftlichen
Engagements sein, die in der Regel vertraglich abgesichert
werden. Gerade vor dem Hintergrund genereller steuerli-
cher Entlastungen (was umgekehrt die fiskalischen Engpässe
der Kommunen mit verursacht), sind auch Großbetriebe in
die Verantwortung für ihre Standorte mit einzubeziehen
(wie Volkswagen in Wolfsburg, Nokia in Helsinki, Monte dei
Paschi di Siena in der Toskana). Darüber hinaus wird mit
dem Business Improvement District-Ansatz (BID) ein Mo-
dell diskutiert, bei dem lokal gebundene Unternehmen sich
zusammenschließen, um mit ihrem eigenen Mikrostandort
aufzuwerten. 

Neben den üblichen Geschäftsstraßen-Initiativen schließen
diese Ansätze auch städtebauliche Gestaltungen des 
öffentlichen Raumes sowie die allseits bekannten „Sicher-
heit-Sauberkeit-Service“-Maßnahmen mit ein. Negative 
Begleiterscheinung dabei ist jedoch auch ein „soziales Auf-
räumen“ und eine zumindest ansatzweise Privatisierung des
öffentlichen Raumes Straße (vgl. Dangschat & Hamedinger
2007b).
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